
NORDSTEMMEN. Das Juli-Hoch-
wasser 2017 hat vor allem Bad
Salzdetfurth betroffen. Klein
und Groß Düngen sowie Heinde,
aber auch Giesen und Sarstedt
stehen deswegen auf der Priori-
tätenliste. Aber auch andernorttr s
ist Hochwasserschutz verstärkt
ins öffentliche Bewusstsein
gerückt. Nordstemmen ist von
den Fluten nicht so heftig
getroffen worden, trotzdem pla-
nen Politik und Verwwr altung hier
entsprechende Maßnahmen.

Den Salzbach soll ein Zufllf uss
zur Minthefurche inklusive
Rückhhk altebecken entlasten. Zwei
weitere Rückhaltebecken sind
für den Rössingbach geplant.
Wenn sich Wasser staut, fllf ießt
das dann in ein Kiesabbaugebiet
oder auf landwirtschaftliche
Flächen. Solange diese nicht
überfllf utet sind, können die
Besitzer diese ohne Einschrän-
kungen nutzen. Wenn es zu
Hochwasser kommt, gibt es Ent-
schädigung.

Die Planverfahren sollen
demnächst beginnen, so dass die
Gemeinde 2020 mit der Umset-
zung starten kann. Die Kosten
belaufen sich schätzungsweise
auf eine Million Euro.

Ebenfalls noch dieses Jahr
sollen Baumaßnahmen in Klein
Düngen und Heinde beginnen,
Groß Düngen folgt 2020. Alme,
Riehe und Lamme stehen 2019
auf der Agenda. bst

Drei Rückhaltebecken, größere Durchlässe und ein neuer Zufluss für die Gemeinde geplant
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Rückhaltebecken

Die Pläne für Nordstemmen sehen eine Entlas-
tung der Wohngebiete vor. Drei Rückhaltebe-
cken und ein Zufluss sollen das ermöglichen.

HOHENEGGELSEN. In den kom-
menden Wochen steht die Ent-
scheidung über den Bau eines
Edeka-Marktes im Orttr skern von
Hoheneggelsen auf der Tages-
ordnung des Bauausschusses
(13. Februar) und des Rates (15.
Februar) der Gemeinde. Damit
lodert ein Streit zwischen Ver-
waltung und Bürgerschaft
erneut auf, der seit Bekanntwwt er-
den des Vorhabens schwelt.

Die Gegner des Projektes
haben sich in der „IG Pro Ver-
nunft“ organisiert. Deren Mit-
glieder, darunter viele Anwoh-
ner des geplanten Baugruur ndstü-
ckes, kritisieren den Markt als
überdimensioniert. Auf dem
rund 9.000 Quadratmeter gro-
ßen Grundstück an der B1 soll
ein „Edeka Center“ mit 1.500
Quadratmetern Verkaufsfllf äche
und 150 Parkplätzen entstehen.

Den Bedarf sehen die Kritiker
nicht. Am Ortsrand gebe es
schließlich bereits einen Aldi-,
einen Netto- und einen Rewe-
Markt. Das würde die knapp
2.000 Bürger ausreichend ver-
sorgen. Überdies fürchten die
Gegner des Projektes, das der
Markt das Ende für den benach-
barten Geschäfte, ein Bäcker
und ein Fleischer, bedeuten
könnte. Die IG beruur ft sich dabei
auf eine Auswirkungsanalyse
der BBE-Handelsberatung.

Außerdem befürchten die
Gegner, dass der Ort Hoheneg-
gelsen durch dieses Projekt den
orttr Söhlde als Gemeindezentruur m
ablösen könnte. Nach einer Stel-
lungnahme des Landkreises
wäre eine Änderung des Regio-
nale Raumordnungsplans erfor-

derlich. Denn solche Großmärk-
te seien dem Grundzentrum
einer Gemeinde vorbehalten.

Hoheneggelsen müsste daher
zukünftig den Status eines
Gruur ndzentruur ms bekommen. Das
Dorf Söhlde, das bisher Grund-
zentrum war, würde lediglich
das Rathaus behalten. Die Geg-
ner fürchten, dass es in Zukunft
immer wieder zu Diskussionen
kommen könnte, ob eine Verle-

gung nach Hoheneggelsen sinn-
voller ist. Das würde bedeuten,
dass die Gemeinde nach Hohe-
neggelsen ziehen würde. Auch
halten es die Gegner für denk-
bar, dass bei künftigen Bauvor-
haben Hoheneggelsen grund-
sätzlich bevorzugt wird.

Anwohner des geplanten
Baugebietes ärgern sich außer-
dem über das zu erwwr artende
erhöhte Verkehrsaufkkf ommen.
Momentan ist das angedachte
Baugebiet eine Wiese und Pfer-
deweide.

Gemeindebürgermeister Ale-
xander Huszar zeigte sich bisher
dem Projekt gegenüber positiv
eingestellt. Seiner Auffassung
nach, könnte der Markt den Ort
beleben. Auch ältere Bewohner
des Ortes würden einen Markt
im Zentruur m des Orttr es befürwwr or-
ten.

Die Debatte um das Projekt
wurde in den vergangenen Jah-
ren außergewöhnlich scharf
geführttr . Orttr sbürgermeister Mar-
tin Lutter von der CDU trat
sogar von seinem Amt zurück,
nachdem der Ortsrat von Hohe-
neggelsen dem Vorhaben zuge-
stimmt hatte.

◆ Der Bauauschuss der Gemein-
de Söhlde tagt am Dienstag, 13.
Februar, um 19 Uhr. Der Rat der
Gemeinde Söhlde trifft sich am
darauffolgenden Donnerstag, 15.
Februar, ebenfalls um 19 Uhr.

Geplantes Edeka-Center im Ortszentrum von Hoheneggelsen steht in der Kritik

Söhlde entscheidet
über Supermarkt

Gemeindebürgermeister Alexander
Hauszar befürwortet das Projekt.

Von Björn Stöckemann

SARSTEDT. Das A-cappella-
Pop-Quartett Wait4it gibt
Sonntag, 4. Februar, um 17
Uhr ein Konzert in der St.
Nicolai-Kirche. Sopranistin
Sonja Sandig, Alt Leona Bor-
nemann, Tenor Johannes Zie-
seniß und Bass Lorenz Mahn-
ke absolvierten im Springer
Jugendchor Quilisma eine
mehrjährige Gesangsausbil-
dung, bevor sie Wait4it (dt.
Warte darauf))f gründeten.
Erste Erfolge waren der
Gewinn des bundesweiten
Nachwuchswettbewerbs der
Internationalen A-cappella-
Woche Hannover 2013. Im
April 2014 veröffentlichte die
Gruppe ihre erste CD „Har-
monize With Birds“. Ihr
Repertoire reicht von frem-
den bis zu eigenen Arrange-
ments mit deutschen und
englischen Texten. Der Ein-
tritt ist frei, Spenden sind
erwwr ünscht.

A-cappella
in Sarstedt

HILDESHEIM/NORDSTEMMEN. Ein
Mann, der seinen dementen
Vater verprügelt hat, muss für
zweieinhalb Jahre ins Gefäng-
nis. Zu diesem Urteil kam die
Strafkkf ammer unter Vorsitz von
Richter Peter Peschka nach ein-
wöchiger Verhandlung. Der
Angeklagte hat sich der gefähr-
lichen Körpervvr erletzung schul-
dig gemacht. Vom Vorwwr urf des
versuchten Totschlags und der
Misshandlung von Schutzbefoh-
lenen sprach das Gericht den
49-Jährigen frei.

„Wir glauben ihnen, dass sie
ihren Vater nicht töten wollten“,
betonte Richter Peschka. „Aber
sie müssen Verantwortung für
die Verletzungen übernehmen.“
Die Kammer hielt dem Ange-
klagten zu Gute, dass er nicht

vorbestraft ist, geständig war
und „echte Reue“ zeigt. Zum
Zeitpunkt der Tat stand der
Mann außerdem unter physi-
scher und psychischer Belas-
tung.

Gegen eine Bewährungsstra-
fe, wie von der Verteidigung
gefordert, spricht für das
Gerichts, die Schwere der Ver-
letzungen. Das 73-jährige Opfer
erlitt vier Brüche im Gesicht,
dazu mehrere Blutergüsse. Der
Rechtsmediziner wertete den
Zustand des Vaters als „poten-
tiell lebensbedrohlich“.

Eine „tiefgreifende Bewussts-
seinsstöruur ng“, die ein Gutachter
für vertretbar erklärt hatte, sah
das Gericht ebenfalls ab, billigte
aber einen emotionalen Aus-
nahmezustand, zu.

Dass der Angeklagte vor der
zu verhandelnden Tat nie die
Hand gegen seinen Vater erhob,
glaubte das Gericht nicht.
Dagegen spricht eine Aussage,
die der Angeklagte gegenüber
dem Haftrichter getätigt hatte.
Eine Nachbarin hatte auch
Beobachtungen gemacht, die
dafür sprechen, dass der Ange-
klagte seinen Vater ohrfeigte.
Während des Prozesses bestritt
der Angeklagte das. „Sie haben
sich offenbar geschämt und des-
wegen nichts gesagt“, vermutet
Richter Peschka.

„Rohe Gewalt“ gegen den
Vater, wie sie schlussendlich
geschah, beurteilt das Gericht
trotzdem als „persönlichkeits-
fremd“. Das Gericht geht von
mindestens zwei Faustschlägen

ins Gesicht aus. Ein Tötungsvor-
satz lässt sich daraus nicht
ableiten, „aber dass Faustschlä-
ge gegen den Kopf gefährlich
sind, ist klar“.

Die Schwere der Verletzun-
gen konnte der Angeklagte
jedoch nicht erkennen. Bei die-
ser Einschätzung stützt sich das
Gericht auf Aussagen des
zuständigen Rechtsmediziners
sowie der Polizeibeamten, die
am Tatort zugegen waren. Die
Knochenbrüche waren von
außen nicht zu sehen, die
Schwellungen entstanden erst
später.

Das Gericht geht außerdem
davon aus, dass der Angeklagte
seinen Vater angezogen habe,
bevor er die Wohnung verließ.
Er habe sich selbst entkleidet

und sei deswegen von den Ret-
tungskräften nackt aufgefunden
worden. Staatsanwalt Stefan
Rusch hatte diese Darstellung in
seinem Plädoyer klar abgelehnt.

Abschließend lobte Richter
Peschka den Zeugen, der die
Rettungskräfte alarmierte. „Das
war Zivilcourage im besten Sin-
ne.“

Eine vorzeitige Haftentlas-
sung ist möglich. Nur an einer
Stelle kommentiert der Ange-
klagte die Ausführungen des
Richters: „Ich habe meinen
Vater immer noch lieb!“

Der Vater befindet sich seit
der Tat in einem Heim in der
Nähe von Hannover. Seine Ver-
letzungen sind verheilt. Über
das Geschehen hat er nie
gesprochen. bst

Urteil im Prozess gegen Mann aus Nordstemmen: Angeklagter muss für zwei Jahre und sechs Monate ins Gefängnis

Kein versuchter Totschlag,
aber gefääf hrliche Körpervvr erletzung

BARIENRODE. Kinderbeklei-
dung und Spielzeug stehen
Sonntag, 25. Februur ar, von 14
bis 16 Uhr in der Sporthalle
Barienrode, Lindencamp, zum
Verkauf. Anmeldung sind bei
Mandy Quahlo per Mail an
f.quahlo@gmx.de möglich.

Basar in
Barienrode

BORSUM. Die Pfarrgemeinde
St. Martinus veranstaltet im
Pfarrheim, Landwehrstraße 1,
einen Bekleidungs- und
Spielzeugbasar. Verkaufs-
nummer gibt es Montag, 5.
Februar, bei Martina Rusack
unter 0 51 27/90 29 68 ab 9
Uhr und bei Michaela Graen
0 51 27/7 37 auch Montag, 5.
Februur ar, ab 16 Uhr. Der Basar
ist Samstag, 24. Februur ar, von
12 bis 15 Uhr.

Basar in
Borsum

GIESEN. Eine endgültige Ent-
scheidung des Kreistages über
die Vergabe einer wasserrechtli-
chen Genehmigung an den
Düngemittelhersteller Kali und
Salz (K+S) im März ist unwahr-
scheinlich. Zu dieser Einschät-
zung kommt die Mehrheitsgruur p-
pe bestehend aus SPD und CDU.

Die Fraktionen unter Vorsitz
von Klaus Bruer und Friedhelm
Prior hätten in den vergangenen
Wochen „sehr konstruktive
Gespräche“ mit dem zuständi-
gen Bergamt, K+S selbst sowie
dem ehemaligen und amtieren-
den Umweltminister des Landes
und der Bügerinitiative (BI) Gie-
sen-Schacht gefüüf hrttr . Treffen mit
der Umweltorganisation BUND,
den Gemeinden sowie erneut
dem Bergamt und K+S stehen
noch bevor.

Bisheriger Stand sei, dass
„deutliche Nachbesseruur ngen“ an
dem derzeitigen Entwurf zur
„Erteilung des Einvernehmens

für eine wasserrechtliche
Erlaubnis“ nötig seien. Anders
gesagt: Der Kreistag könnte in
seiner März-Sitzung über die
Einleiterlaubnis abstimmen, eine
Mehrheit würde sich aber wahr-
scheinlich dagegen aussprechen.

Die Alternative, die Vorlage
anzunehmen unter der Bedin-
gung, dass das Bergamt noch
Änderungen vornehmen muss,

lehnt CDU-Fraktionschef Prior
ab: „Wir wollen eine Entschei-
dung, mit der alle zufrieden sind
und keine Wunschliste.“

Bei diesem Vorgehen hat er,
laut einer Mitteilung der Großen
Koalition im Kreistag, die Ver-
waltung auf seiner Seite. „Wir
haben ein Interesse daran, etwwt as
durchzusetzen“, betont SPD-
Fraktionsvorsitzender Bruer.

Der langwierige Genehmi-
gungsprozess und der Streit um
die Entscheidungshoheit auf
kommunaler Ebene hatte im
vergangenen Jahr für Unmut im
Kreishaus gesorgt. Prior, der
dabei vor allem die Stimme
erhob, sieht sich auch Kritik aus
den eigenen Reihen ausgesetzt,
zum Beispiel durch Amtsvor-
gänger Christian Berndt sowie
die Mittelstands- und Wirt-
schaftsvereinigung der Partei.

Zuspruur ch erhält der Christde-
mokrat hingegen von den Grü-
nen und der BI Giesen-Schacht.
Abgeordnete Nina Lipecki lud
vergangene Woche zur
„Podiumsdiskussion“ über das
Thema nach Ahrbergen.

Etwa 70 Bürgerinnen und
Bürger fanden den Weg ins
Dorfgemeinschaftshaus,
darunter auch Kreistags-Kolle-
gen von SPD, CDU, den Grüür nen
und der AfDDf sowie der Land-
tagsabgeordnete Markus Brink-
mann. Auf dem Podium nahmen
neben Matthias Köhler und Dr.

Ralf Krupp vom BUND auch
Vertreter der BI Umwelt Wath-
lingen und der hiesigen BI Platz.
Auffällig abwesend: Vertreter
von K+S. „Das ist ein großer
Konzern mit eigener Presseab-
teilung“, begrüür ndet Lipecki diese
Entscheidung. „Wir wollen vor
allem die Bürger zu Wort kom-
men lassen.“

Der Abend war dementspre-
chend weniger Podiumsdiskus-
sion, als viel mehr Informa-
tionsveranstaltung. Grundsätz-
lich lehnt zwar keiner das Vor-
haben von K+S ab, wegen dem
erhofften wirtschaftlichen Auf-
schwung der Gemeinde und der
Arbeitsplätze, aber skeptisch
sind die Teilnehmer trotzdem.

Vor allem die Abdeckung der
Althalde und die Notwendigkeit
einer Neuhalde sehen Umwelt-
organisation und Bürgerschaft
kritisch. „Die Abdeckung wird
bemüht als Begrüür nung bezeich-
net, aber tatsächlich ist das eine
Deponie“, heißt es von der BI
Umwelt Wathlingen. Ein Mitge-

reister Unterstützer findet noch
deutlichere Worte: „Das ist
Dreck!“

An der Effektivität und
Umweltverträglichkeit einer
Abdeckung äußert auch Krupp
Bedenken. In Kanada wäre so
ein Vorgehen immerhin in vie-
len Provinzen schon verboten.
Das Argument über fehlende
Wirtschaftlichkeit will er nicht
gelten lassen. Die Preisaufschlä-
ge wären selbst für Endverbrau-
cher gering. „Für Peanut-Beträ-
ge akzeptieren wir Halden und
Versalzung“, warnt er.

Lobende Worte erntete an
diesem Abend die Lokalpolitik:
„Die Politik hat sich bei uns sehr
passiv verhalten“, erzählt ein
Mitglied der BI Umwelt Wath-
lingen. „Wir wären froh, wenn
sich unsere Abgeordneten so
eingesetzt hätten“, findet ein
Vertreter der BI Umwelt Wath-
lingen. Dazu passt ein Verspre-
chen von Lipecki: „Wir werden
noch viele Gespräche im Kreis-
tag führen.“ bst

Wohl noch keine Entscheidung über Wiederinbetriebnahme von Schacht Giesen in der Kreistagssitzung im März

„Wir wollen eine Entscheidung
mit der alle zufrieden sind.“

Von Björn Stöckemann

Die Althalde bleibt weiterhin Streitthema in Giesen. FOTO: VEIT

FREDEN. Passanten hatten den
richtigen Riecher und die
Polizei damit auf eine illegale
Hanf-Plantage aufmerksam
gemacht. Hinweise an die
Beamten gab es, auf Grund
des Geruchs aus einem leer
stehenden NP-Marktes in der
Winzenburger Straße in Fre-
den. Polizeibeamte des Kom-
missariats Alfeld, Ermittler
der Polizeiinspektion Hildes-
heim sowie ein Diensthunde-
führer fanden dort eine grö-
ßere Anzahl von Pfllf anzenres-
ten und Anbauutensilien. Die
Qualität und Menge der Aus-
stattung deuten auf eine Pro-
fessionalität der Betreiber
hin. Tatverdächtige gibt es
zum jetzigen Zeitpunkt noch
nicht. Die Ermittlungen dau-
ern aber weiter an. Die Poli-
zei bittet die Bevölkeruur ng um
Hinweise. Wer in den vergan-
genen Monaten etwas gese-
hen hat, was mit der Tat in
Verbindung stehen könnte,
kann sich telefonisch unter
0 51 21/93 91 15 bei den
Ermittlern melden. bst

Zeugen gesucht

Hanf-
Plantage
entdeckt
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